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IM NAMEN DER REPUBLIK 

Das Bundesfinanzgericht erkennt durch die Senatsvorsitzende Dr.in Natalie Brennsteiner, den 

Richter Mag. Dr. Thomas Leitner sowie die fachkundigen Laienrichter Mag. Gottfried Warter, 

MBA und Christine Höll, B.iur.oec., LLM.oec., in der Beschwerdesache ***Bf1***, ***Bf1-

Adr*** vertreten durch Moore Salzburg GmbH Wirtschaftsprüfungs- und 

Steuerberatungsgesellschaft, Innsbrucker Bundesstraße 126, 5020 Salzburg, über die 

Beschwerde vom 9. Februar 2024 gegen den Abweisungsbescheid des Finanzamtes Österreich 

vom 9. Jänner 2024 betreffend Antrag gem § 299 BAO zu Einkommensteuer 2020 nach 

Durchführung einer mündlichen Verhandlung zu Recht:  

I. Die Beschwerde wird gemäß § 279 BAO als unbegründet abgewiesen. 

II. Gegen dieses Erkenntnis ist eine Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach Art. 133 Abs. 

4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zulässig. 

Entscheidungsgründe 

I. Verfahrensgang 

Der Beschwerdeführer vermietet mehrere Mietobjekte in der Stadt ***W***.  

Am 4.11.2021 wurde die Steuererklärung für die Einkommensteuer 2020 über FinanzOnline 

übermittelt und ua Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung erklärt. 

Der Einkommensteuerbescheid 2020 wurde am 11.1.2022 mit Anpassung der AfA-

Bemessungsgrundlage an die GrundanteilV 2016 betreffend die vor 1.1.2016 erworbenen 

Grundstücke erlassen.  

Am 20.7.2022 stellte die beschwerdeführende Partei einen Antrag gem § 299 BAO. Im 

Wesentlichen wurde der Antrag damit begründet, dass eine rechtswidrige Berichtigung der 

AfA-Bemessungsgrundlage vorgenommen worden sei und sich der Spruch des Bescheides 

somit als rechtswidrig erweise. 
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Der Antrag wurde mit Bescheid vom 9.1.2024 abgewiesen. 

Dagegen wurde mit Schreiben vom 9.2.2024 von der steuerlichen Vertretung mit Verweis auf 

die erteilte Vollmacht Beschwerde eingebracht. Seitens der beschwerdeführenden Partei 

wurde ausdrücklich gem § 265 Abs 1 BAO die Direktvorlage unter Verzicht einer Erlassung 

einer Beschwerdevorentscheidung begehrt. 

Die Beschwerde samt den Akten des Verwaltungsverfahrens wurde am 7.3.2024 dem BFG 

vorgelegt. 

Mit Beschluss vom 30.1.2025 ersuchte das Gericht den Beschwerdeführer um Vorlage weiterer 

Unterlagen betreffend die ursprüngliche Aufteilung der Anschaffungskosten und um einen 

etwaigen Nachweis, dass die Aufteilung nach tatsächlichen Verhältnissen erfolgt sei.  

Mit Schreiben vom 26.3.2025 beantwortete die belangte Behörde das Schreiben. Der 

Beschwerdeführer übermittelte nach erfolgter Fristverlängerung eine Stellungnahme und 

verwies auf die Entscheidung des BFG vom 11.6.2024, RV/5100286/2023. 

Am 9.4.2025 wurde die mündliche Verhandlung in der gegenständlichen Beschwerdesache von 

der Senatsvorsitzenden für den 21.5.2025 anberaumt, die Ladung der Laienbeisitzer verfügt 

und ergingen entsprechende Ladungen an die Parteien des verwaltungsgerichtlichen 

Verfahrens (Zustellung an die Amtspartei am 9.4.2025; Zustellung an den 

zustellbevollmächtigen steuerlichen Vertreter der beschwerdeführenden Partei am 11.4.2025). 

Im Rahmen der mündlichen Verhandlung vor dem BFG am 21.5.2025 führten die Parteien im 

Wesentlichen aus wie in den Schriftsätzen im bisherigen Verfahren. 

II. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen: 

1. Sachverhalt  

Der Beschwerdeführer besitzt Wohnungen in der Stadt ***W*** und erklärt daraus Einkünfte 

aus Vermietung und Verpachtung.  

Die Einkommensteuererklärung betreffend das Jahr 2020 wurde über FinanzOnline am 

4.11.2021 übermittelt. 

Die belangte Behörde setzte die Einkommensteuer 2020 mit Bescheid vom 11.1.2022 iHv 

70.244 Euro fest, wobei für vor dem 1.1.2016 erworbene Grundstücke die 

Bemessungsgrundlage für die AfA entsprechend der GrundanteilV 2016 angepasst wurde. 
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Übersicht über die Wohnungen 

Adresse Anschaffung AK Gesamt 

***W1*** Februar 2008 € 58.828,94  

***W2*** März 2019 € 69.145,25 

***W3*** März 2004 € 98.674,66 

***W4*** April 2010 € 132.991,20 

***W5*** April 2009 € 47.300,00 

***W6*** Mai 2007 € 54.697,43 

***W7*** Oktober 2015 € 73.168,00 

***W8*** November 2018 € 125.105,00 

***W9*** März 2011 € 54.933,20 

***W10*** Mai 2019 € 428.852,10 

***W11*** Mai 2019 € 482.455,07 

***W12*** Mai 2019 € 129.074,81 

***W13*** Dezember 2015 € 382.610,20 

***W14*** Juli 2017 € 207.419,20 

***W15*** Februar 2005 € 261.556,56 

***W16*** Dezember 2012 € 197.384,13 

***W17*** Dezember 2012 € 298.982,11 

***W18*** Dezember 2012 € 80.640,06 

***W19*** Juli 2005 € 167.348,00 

***W20*** Februar 2003 € 38.100,00 

***W21*** Februar 2003 € 47.898,00 
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***W22*** März 2010 € 105.873,20 

***W23*** März 2009 € 163.300,13 

***W24*** März 2009 € 141.555,33 

***W25*** März 2008 € 49.555,18 

***W26*** April 2010 € 268.789,60 

***W27*** Juni 2016 € 139.310,10 

***W28*** Juni 2015 € 125.732,10 

***W29*** Juni 2017 € 212.392,20 

***W30*** März 2017 € 170.008,16 

Die Liegenschaften befinden sich alle in der Stadt ***W***, eine Gemeinde mit mehr als 

100.000 Einwohner. 

Alle Wohnungen mit Ausnahme der Wohnung an der Adresse ***W24*** befinden sich in 

Gebäuden mit mehr als 10 Wohn- oder Geschäftseinheiten. 

Ein Gutachten betreffend den Nachweis der Aufteilung von Grund und Boden wurde vom 

Beschwerdeführer nicht vorgelegt.  

Eine offenkundig erhebliche Abweichung der tatsächlichen Verhältnisse vom pauschalen 

Aufteilungsverhältnis laut Gesetz bzw GrundanteilV 2016 liegt nicht vor. 

2. Beweiswürdigung 

Gem § 167 BAO bedürfen Tatsachen, die bei der Abgabenbehörde offenkundig sind, und 

solche, für deren Vorhandensein das Gesetz eine Vermutung aufstellt, keines Beweises. Im 

übrigen hat die Abgabenbehörde unter sorgfältiger Berücks ichtigung der Ergebnisse des 

Abgabenverfahrens nach freier Überzeugung zu beurteilen, ob eine Tatsache als erwiesen 

anzunehmen ist oder nicht. 

Die Anschaffungskosten, der Anschaffungszeitpunkt und die Lage der Liegenschaften sind aus 

dem vorliegenden Anlageverzeichnis entnommen. 

Die Anzahl der Einwohner der Stadt ***W*** ist offenkundig und bedarf somit keines 

Beweises. 
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Die Anzahl der Wohn- und Geschäftseinheiten ergibt sich aus den vorliegenden 

Grundbuchauszügen. 

Zu der Feststellung der nicht offenkundig erheblichen Abweichung der tatsächlichen 

Verhältnisse vom pauschalen Aufteilungsverhältnis laut GrundanteilV 2016 ist Folgendes 

auszuführen: 

Der Durchschnittspreis pro Quadratmeter Baugrundstück in der Stadt ***W*** iHv 352,10 

Euro für das Jahr 2015 wurde vom Beschwerdeführer anhand der Werte der Statistik Austria 

aufgezeigt bzw sind die Preise auf der Homepage der Statistik Austria abrufbar. Nach Ansicht 

des Beschwerdeführers komme das pauschale Aufteilungsverhältnis nicht zur Anwendung, da 

die tatsächlichen Verhältnisse (berechnet anhand der Werte der Statistik Austria) offenkundig 

erheblich davon abweichen. Eine erhebliche Abweichung sei nach der GrundanteilV 2016 dann 

gegeben, wenn der tatsächliche Anteil des Grund und Bodens um zumindest 50% abweiche.  

Die belangte Behörde führte dagegen aus, dass der Wert der Statistik Austria des Jahres 2015 

für sämtliche Liegenschaften herangezogen worden sei. Um von dem pauschalen 

Aufteilungsverhältnis gem § 2 GundanteilV 2016 abweichen zu können, müsse eine 

„offenkundig erhebliche“ Abweichung vorliegen. Diese müsse sich als eindeutig ersichtliche 

Divergenz zwischen den tatsächlichen Verhältnissen und dem pauschalen Aufteilungsverhältnis 

darstellen, bezogen auf spezifische Grundstücke. Des Weiteren müsse die „offenkundige 

Abweichung“ ohne Durchführung eines besonderen Ermittlungsverfahrens, ohne spezifische 

Fachkenntnisse und ohne jede Schwierigkeit erkennbar sein. Die Anwendung des pauschalen 

Ansatzes als Regelfall solle daher nur in besonders gelagerten Fällen, „Extremfällen“, in denen 

die erhebliche Abweichung klar zu Tage tritt, ausgeschlossen sein. Dies könne beispielsweise 

bei unverhältnismäßig großen Grundstücken oder bei vielstöckigen Eigentumswohnhäusern, 

bei denen auf die einzelne Wohnung ein relativ geringer Grundanteil entfällt, gegeben sein 

(mit Verweis auf Jakom/Ebner EStG, 2024, § 16 Rz 40). Das vom Beschwerdeführer zitierte 

BFG-Erkenntnis erlaube zwar ein Abweichen ohne Gutachten, allerdings übersehe der 

Beschwerdeführer, dass in diesem Erkenntnis die offensichtliche Abweichung herausgearbeitet 

worden sei, wobei mehrere öffentliche Quellen sowie vorliegende Vergleichsverkäufe 

einbezogen worden seien. Hauptsächlich sei dabei die in der Wirtschaftszeitung „Gewinn“ 

veröffentlichen Grundstückswerte als Berechnungsbasis herangezogen worden. 

 

Die Immobilien-Durchschnittspreise der Statistik Austria bilden das durchschnittliche 

Preisniveau bzw den durchschnittlichen Wert von Immobilien in Österreich auf regionaler 

Ebene ab. Die Datengrundlage bilden die von Privathaushalten getätigten Käufe von Häusern, 

Wohnungen und Grundstücken (vgl Homepage der Statistik Austria 

https://www.statistik.at/statistiken/volkswirtschaft-und-oeffentliche-finanzen/preise-und-

preisindizes/immobilien-durchschnittspreise).  
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Sie beziehen somit sowohl bebaute als auch unbebaute Grundstücke mit ein. Bei Grundstücken 

werden auch die Gemeindedurchschnittspreise veröffentlicht. Es wird nicht zwischen 

baureifem Land, Rohbauland und Bauerwartungsland unterschieden. 

Aufgrund des Vorliegens von Durchschnittspreisen können nach Ansicht des Gerichts keine 

Anhaltspunkte für ein offenkundiges Abweichen bezogen auf die einzelnen Liegenschaften 

vorliegen.  

Offenkundig sind solche Tatsachen, deren Richtigkeit, der allgemeinen Überzeugung 

entsprechend, der Behörde als wahr bekannt sind (VwGH 4.10.1985, 82/17/0021). Der 

allgemeinen Überzeugung entsprechend bzw allgemein bekannt sind Tatsachen, von denen 

zufolge der Lebenserfahrung anzunehmen ist, dass sie jedermann kennt oder jedermann ohne 

jede Schwierigkeit und ohne besondere Fachkenntnisse bekannt sein könnten (vgl VwGH 

28.10.1994, 91/17/0064).  

Da die Werte der Statistik Austria lediglich das durchschnittliche Preisniveau bzw den 

durchschnittlichen Wert von Immobilien auf regionaler Ebene abbilden, ist keine eindeutig 

erkennbare Divergenz für die einzelnen Liegenschaften ersichtlich. Auch das Vorliegen eines zB 

Extremfalles ist nicht offensichtlich. 

Die von der Statistik Austria ermittelten durchschnittlichen Baugrundstückswerte (in € pro m2) 

sind daher nicht geeignet, das vom Gesetz geforderte offenkundige Abweichen für 

Liegenschaften im Einzelfall darzustellen. 

Bei dem von der steuerlichen Vertretung in der mündlichen Verhandlung eingebrachten 

Beweisantrag betreffend Vorlage weiteren Datenmaterials „sofern erforderlich“, handelt es 

sich ob der Formulierung um einen bedingten Beweisantrag der unzulässig ist (VwGH 

29.1.2004, 2002/15/0081). 

3. Rechtliche Beurteilung 

3.1. Zu Spruchpunkt I.  

Gem § 299 Abs. 1 BAO kann die Abgabenbehörde auf Antrag der Partei oder von Amts wegen 

einen Bescheid der Abgabenbehörde aufheben, wenn der Spruch des Bescheides sich als nicht 

richtig erweist. Der Antrag hat die Bezeichnung des aufzuhebenden Bescheides und die 

Gründe, auf die sich die behauptete Unrichtigkeit stützt, zu enthalten. 

Die genannte Norm gestattet Aufhebungen ausschließlich für den Fall, dass sich der 

aufzuhebende Bescheid inhaltlich als unrichtig erweist. Der Inhalt eines Bescheides ist dann 

unrichtig, wenn der Bescheidspruch nicht dem Gesetz entspricht. Aus welchem Grund der 

Bescheid rechtswidrig ist (etwa wegen einer unrichtigen Gesetzesinterpretation, oder wegen 
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mangelnder Kenntnis des entscheidungsrelevanten Sachverhaltes, oder wegen Übersehens 

von Grundlagenbescheiden, etc), erweist sich für die Anwendbarkeit des § 299 Abs 1 BAO als 

irrelevant. 

Wohl aber setzt die Aufhebung nach § 299 BAO die Gewissheit der Rechtswidrigkeit voraus; die 

bloße Möglichkeit eines rechtwidrigen Bescheides reicht indes nicht hin (VwGH 20.1.2016, 

2012/13/0059). 

Zu prüfen ist im vorliegenden Fall, ob der Spruch des Einkommensteuerbescheides 2020 vom 

11.1.2022 rechtswidrig ist. 

Werbungskosten sind gem § 16 Abs 1 EStG 1988 die Aufwendungen oder Ausgaben zur 

Erwerbung, Sicherung oder Erhaltung der Einnahmen. Aufwendungen und Ausgaben für den 

Erwerb oder Wertminderungen von Wirtschaftsgütern sind nur insoweit als Werbungskosten 

abzugsfähig, als dies in der genannten Gesetzesstelle ausdrücklich zugelassen ist.  

Werbungskosten sind bei der Einkunftsart abzuziehen, bei der sie erwachsen sind. 

Gehört ein abnutzbares Wirtschaftsgut (insbesondere Gebäude) nicht zu einem 

Betriebsvermögen, können nach § 16 Abs 1 Z 8 lit d EStG 1988 bei Gebäuden, die der Erzielung 

von Einkünften aus Vermietung und Verpachtung dienen, ohne Nachweis der Nutzungsdauer 

jährlich 1,5% der Bemessungsgrundlage (lit a bis c) als Absetzung geltend gemacht werden. 

Ohne Nachweis eines anderen Aufteilungsverhältnisses sind von den Anschaffungskosten eines 

bebauten Grundstückes 40% als Anteil des Grund und Bodens auszuscheiden. Dies gilt nicht, 

wenn die tatsächlichen Verhältnisse offenkundig erheblich davon abweichen. Der 

Bundesminister für Finanzen wird ermächtigt, an Hand geeigneter Kriterien (z. B. Lage, 

Bebauung) abweichende Aufteilungsverhältnisse von Grund und Boden und Gebäude im 

Verordnungswege festzulegen. 

Nach § 124b Z 284 EStG 1988 ist § 16 Abs 1 Z 8 lit d EStG 1988 in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl I Nr 118/2015 erstmalig bei der Veranlagung für das Jahr 2016 

anzuwenden. Wurde vor 2016 ohne Nachweis eines anderen Aufteilungsverhältnisses von 

Grund und Boden und Gebäude eine davon abweichende pauschale Aufteilung vorgenommen, 

sind die fortgeschriebenen Anschaffungskosten des Gebäudes und die Anschaffungskosten des 

Grund und Bodens mit Wirkung ab 1.1.2016 entsprechend anzupassen (40% Grund und Boden, 

60% Gebäude oder ein im Verordnungsweg festgelegtes Aufteilungsverhältnis). Dafür sind die 

fortgeschriebenen Anschaffungskosten des Gebäudes im Verhältnis der vorgesehenen oder im 

Jahr 2016 nachgewiesenen Aufteilung zu der ursprünglich angewendeten Aufteilung 

abzustocken und auf die Anschaffungskosten von Grund und Boden zu übertragen. Die 

Absetzung für Abnutzung ist entsprechend anzupassen. 
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Zur Berücksichtigung unterschiedlicher örtlicher oder baulicher Verhältnisse (vgl ErläutRV 

StRefG 2015/2016) hat der Bundesminister für Finanzen entsprechend der obgenannten 

gesetzlichen Ermächtigung mit Verordnung über die Festlegung des Grundanteils bei 

vermieteten Gebäuden iSd § 16 Abs 1 Z 8 lit d EStG 1988 (GrundanteilV 2016), BGBl II Nr 

99/2016, Folgendes verordnet: 

„§ 1. Für die Bemessung der Absetzung für Abnutzung von den Anschaffungskosten eines 

bebauten Grundstückes ist der Anteil des Grund und Bodens auszuscheiden. Ohne Nachweis ist 

der auszuscheidende Anteil des Grund und Bodens nach Maßgabe der folgenden 

Bestimmungen zu ermitteln. 

§ 2. (1) In Gemeinden mit weniger als 100.000 Einwohnern sind als Anteil des Grund und 

Bodens 20% auszuscheiden, wenn der durchschnittliche Quadratmeterpreis für als Bauland 

gewidmete und voll aufgeschlossene unbebaute Grundstücke (baureifes Land) weniger als 400 

Euro beträgt. 

(2) In Gemeinden mit mindestens 100.000 Einwohnern und in Gemeinden, in denen der 

durchschnittliche Quadratmeterpreis für als Bauland gewidmete und voll aufgeschlossene 

unbebaute Grundstücke (baureifes Land) mindestens 400 Euro beträgt, sind als Anteil des 

Grund und Bodens 

- 30% auszuscheiden, wenn das Gebäude mehr als 10 Wohn- oder Geschäftseinheiten umfasst, 

oder 

- 40% auszuscheiden, wenn das Gebäude bis zu 10 Wohn- oder Geschäftseinheiten umfasst. 

Eine eigene Geschäftseinheit liegt jedenfalls pro angefangenen 400 m2 Nutzfläche vor.  

(3) Für die Bestimmung der Anzahl der Einwohner ist das jeweils letzte Ergebnis einer 

Volkszählung heranzuziehen, das vor dem Beginn des Kalenderjahres veröffentlicht worden ist, 

in dem erstmalig eine Absetzung für Abnutzung angesetzt wird. 

(4) Für zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Verordnung bereits vermietete Grundstücke ist auf 

die gemäß Abs. 1 bis 3 relevanten Verhältnisse zum 1. Jänner 2016 abzustellen. 

§ 3. (1) Der auszuscheidende Anteil des Grund und Bodens ist nicht nach § 2 pauschal zu 

ermitteln, wenn er nachgewiesen wird. Der Nachweis kann beispielsweise durch ein Gutachten 

eines Sachverständigen erbracht werden. Ein vorgelegtes Gutachten unterliegt der freien 

Beweiswürdigung der Behörde. 

(2) Der Anteil des Grund und Bodens ist gemäß § 16 Abs. 1 Z 8 lit. d dritter Satz EStG 1988 dann 

nicht nach § 2 pauschal auszuscheiden, wenn die tatsächlichen Verhältnisse offenkundig 

erheblich davon abweichen. Eine erhebliche Abweichung ist dann gegeben, wenn der 

tatsächliche Anteil des Grund und Bodens um zumindest 50% abweicht. 

§ 4. Die Verordnung tritt mit 1. Jänner 2016 in Kraft und ist erstmalig bei der Veranlagung für 

das Jahr 2016 unter Beachtung des § 124b Z 284 EStG anzuwenden." 

Entsprechend der gesetzlichen Regelung in § 16 Abs 1 Z 8 lit d EStG 1988 ist ab 1.1.2016 im 

außerbetrieblichen Bereich der Grundanteil grundsätzlich pauschal mit 40% der 

Anschaffungskosten des bebauten Grundstückes anzusetzen. Von diesem gesetzlich 
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vorgegebenen pauschalen Aufteilungsverhältnis (Grundanteil 40%, Gebäudeanteil 60%) kann 

ohne entsprechenden Nachweis eines niedrigeren Grund- und Boden-Anteiles (zB durch ein 

der freien Beweiswürdigung der Behörde unterliegendes Gutachten) nur abgewichen werden, 

wenn die tatsächlichen Verhältnisse offenkundig erheblich davon abweichen bzw unter 

Beachtung der GrundanteilV 2016 und diesbezüglichem Nachweis.  

Die gesetzlich geregelten pauschalen Aufteilungsverhältnisse sind erstmalig bei der 

Veranlagung für das Jahr 2016 anzuwenden. 

Der Beschwerdeführer hat bisher für die vor 1.1.2016 erworbenen Wohnungen 20% der 

Anschaffungskosten für Grund und Boden ausgeschieden. 

Sowohl § 16 Abs 1 Z 8 lit d EStG 1988 als auch die GrundanteilV 2016 normieren, dass der 

pauschale Ansatz dann zur Anwendung kommt, wenn kein anderes Aufteilungsverhältnis 

nachgewiesen wird bzw wenn die tatsächlichen Verhältnisse offenkundig erheblich davon 

abweichen. Gesetz und Verordnung stellen somit in Bezug auf den Anteil des Grund und 

Bodens eine Vermutung im Sinne des § 167 Abs 1 BAO auf. 

Im streitgegenständlichen Fall wurde ein anderes Aufteilungsverhältnis etwa durch ein 

Schätzungsgutachten nicht nachgewiesen; auch wurde nicht behauptet, dass ein 

diesbezüglicher Nachweis überhaupt besteht. 

In der Stellungnahme vom 26.3.2025 wurde als Nachweis für offenkundig erhebliche 

Abweichung Daten der Statistik Austria iZm dem Durchschnittspreis pro Quadratmeter 

Baugrundstück für ***W*** Stadt mit dem Grundpreis verglichen, den die belangte Behörde 

unter Anwendung der GrundanteilsV 2016 ansetzen würde.  

Würde man die Werte der Statistik Austria heranziehen und der von der belangten Behörde 

vorgenommenen pauschalen Aufteilung gegenüberstellen, käme es nach Ansicht des 

Beschwerdeführers (bis auf drei Liegenschaften) zu erheblichen Abweichungen. Ein pauschales 

Ausscheiden käme somit nicht in Betracht. 

Dabei übersieht der Beschwerdeführer, dass die Immobilien-Durchschnittspreise der Statistik 

Austria das durchschnittliche Preisniveau bzw den durchschnittlichen Wert von Immobilien in 

Österreich auf regionaler Ebene abbilden. Die Datengrundlage bilden die von Privathaushalten 

getätigten Käufe von Häusern, Wohnungen und Grundstücken. Die von der Statistik Austria 

ermittelten Baugrundstückswerte (in € pro m2) sind daher nicht geeignet, als Richtwerte für 

den durchschnittlichen Baulandpreis zu dienen (vgl BFG 21.2.18, RV/1100449/2017).  

Eine offenkundig erhebliche Abweichung der tatsächlichen Verhältnisse vom pauschalen 

Aufteilungsschlüssel ist nicht erkennbar, und konnte vom Beschwerdeführer auch nicht anhand 

nachvollziehbarer Umstände aufgezeigt werden.  
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Alle vermieteten Wohnungen des Beschwerdeführers befinden sich in einer Gemeinde mit 

mindestens 100.000 Einwohnern, weshalb die Voraussetzungen für den Ansatz des 

Pauschalsatzes gem § 2 GrundanteilV 2016 gegeben sind.  

Die belangte Behörde hat bei der Ermittlung der AfA im Zuge der Veranlagung der 

Einkommensteuer 2020 zu Recht einen auf Grund und Boden entfallenden pauschalen Anteil 

von 30% (mit Ausnahme von der Liegenschaft ***W24*** – ein Anteil von 40%) für die vor 

2016 angeschafften Liegenschaften ausgeschieden. 

Der Spruch des Einkommensteuerbescheides 2020 vom 11.1.2022 erweist sich somit als 

richtig. Der Antrag gem § 299 BAO betreffend den Einkommensteuerbescheid wurde 

demzufolge zur Recht abgewiesen. 

3.2. Zu Spruchpunkt II. (Revision) 

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zuläss ig, wenn sie von der 

Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil 

das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche 

Rechtsprechung fehlt oder die zu lösende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des 

Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird. 

Die Frage, ob der Anteil von Grund und Bodens entsprechend dem § 16 Abs 1 Z 8 lit d EStG 

1988 bzw § 2 GrundanteilV 2016 pauschal auszuscheiden ist oder ob eine offenkundig 

erhebliche Abweichung der tatsächlichen Verhältnisse vom pauschalen Aufteilungsverhältnis 

vorliegt, sind auf Ebene der Sachverhaltsermittlung und Beweiswürdigung zu lösende 

Tatfragen, die zu keiner Lösung einer Rechtsfrage von grundsätzlicher Bedeutung führen. 

Das Nichtvorliegen einer offenkundigen erheblichen Abweichung der tatsächlichen 

Verhältnisse vom pauschalen Aufteilungsverhältnis laut GrundanteilV 2016 wurde auf 

Grundlage der im Erkenntnis angeführten Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes in 

freier Beweiswürdigung beurteilt; derartige nicht über den Einzelfall hinaus bedeutsamen 

Sachverhaltsfeststellungen sind einer ordentlichen Revision grundsätzlich nicht zugänglich.  

Soweit im Beschwerdefall Rechtsfragen zu lösen waren, folgt das  Bundesfinanzgericht der im 

Rahmen der rechtlichen Beurteilung angeführten Rechtsprechung des 

Verwaltungsgerichtshofes. Eine Revision war folglich nicht zuzulassen. 
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